
der Ausarbeitung eines Zivilgesetzbuchs der Ungari­
schen Volksrepublik6 auch eine Reform des Zivilprozeß­
rechts vorbereitet, die indes die Grundprinzipien, auf 
denen die Zivilprozeßordnung und die Novelle auf­
bauen, nicht berührt, sondern sich auf Änderungen in 
Einzelfragen bezieht, besonders auf den Ausbau der 
gerichtlichen Gestaltungsbefugnis, die dem Gericht 
durch den Entwurf des Zivilgesetzbuchs eingeräumt 
wird7 *.

Die Publizität des Zivilverfahrens
Der Zivilprozeß ist in der CSR, in Bulgarien und in 

Ungarn nicht so breit angelegt, wie dies für unser neues 
Zivilverfahrensrecht in Aussicht genommen ists. In 
keinem der Gesetze findet eine über die grundsätzliche 
Öffentlichkeit der Verfahren hinausgehende Einbe­
ziehung der Bevölkerung in den Prozeß ihren Ausdruck. 
Die Heranziehung gesellschaftlicher Organisationen 
oder breiter Schichten der Werktätigen zum Verfahren 
und zur Durchführung der gesellschaftlichen Erziehung 
ist nach den gesetzlichen Regelungen nicht vorgesehen, 
aber auch nicht ausgeschlossen. Nach der Anlage be­
sonders des 'bulgarischen und des ungarischen Gesetzes 
scheint jedoch an die bei uns geforderte Breitenwirkung 
der Verfahren nicht gedacht zu sein, zumal die wichtig­
sten familienrechtlichen Angelegenheiten, die Ehesachen, 
zur Zuständigkeit der Bezirks- bzw. Komitatsgerichte 
gehören. Dabei ist für das bulgarische Recht noch her­
vorzuheben, daß bereits die ursprüngliche Regelung des 
Güteverfahrens in Ehesachen vor dem Kreisgericht 
dessen mögliche Publizität erheblich einschränkte, weil 
in Bulgarien die nach sowjetischem Recht vorge­
schriebene Bekanntmachung des beantragten Gütever­
fahrens in der örtlichen Presse und die darin liegende 
Mobilisierung der erzieherischen Kräfte der Gesell­
schaft nicht vorgesehen war9 10 *. Auch über die Beteiligung 
Dritter ist eine größere Publizität der Verfahren nicht 
zu erreichen. In keinem der drei Länder ist es möglich, 
Dritte von Amts wegen zum Verfahren heranzuziehen. 
Ihre Einbeziehung ist nur im Rahmen der Streitver­
kündung oder der Intervention möglich (§§ 416 f£. CSR; 
Art. 174 ff. Bulgarien; §§ 54 ff. Ungarn). In Richtung der 
Verbreiterung des gerichtlichen Wirkungsradius be­
sonders unter dem Blickwinkel des Schutzes des sozia­
listischen Eigentums liegt es jedoch, daß im ungari­
schen (§ 54 Abs. 2) und bulgarischen Recht (Art. 122) 
vorgeschrieben ist, daß staatliche, gesellschaftliche oder 
genossenschaftliche Organisationen, deren Interessen 
durch ein schwebendes Verfahren berührt werden, von 
der Durchführung des Prozesses zu benachrichtigen sind 
und ihnen Gelegenheit zur Äußerung und Intervention 
zu geben ist. Eine gewisse Möglichkeit zur Überwin­
dung der Enge des gerichtlichen Verfahrens bietet das 
ungarische Gesetz ferner dadurch, daß es yorschreibt, 
daß die Verhandlung nicht unbedingt in den Räumen 
des Gerichts stattzufinden braucht, sondern aus wichti­
gen Gründen auch außerhalb durchgeführt werden 
kann (§ 12 b Abs. 2).

In diesem Zusammenhang ist auch festzustellen, daß 
sich in keinem der Gesetze die Linie zur Übertragung 
der Entscheidungsbefugnis in Zivilsachen an gesell­
schaftliche Organisationen abzeichnet.

In Bulgarien wird jedoch neuerdings von der Kommu­
nistischen Partei gefordert, die Frage zu prüfen, welche 
Teile der jetzigen gerichtlichen Tätigkeit den gesell­
schaftlichen Organisationen der Werktätigen übertragen 
werden können, indem freiwillige Kameradschafts­
gerichte gegründet werden.19

6 vgl. Eörsi, Tiber den Entwurf eines Zivilgesetzbuchs der Un­
garischen Volksrepublik, NJ 1958 S. 277; derselbe, Zur Dis­
kussion über den neuen Entwurf des ungarischen Zivilgesetz­
buches, RID 1958, Nr. 18, Sp. 542; derselbe, Einige prinzipielle 
Fragen im Entwurf des Zivilgesetzbuches der Ungarischen 
Volksrepublik, Staat und Recht 1959, Nr. 5, S. 644.

7 vgl. Farkas, Über die Reform der Zivilprozeßordnung, 
Jogtudomäny közlöny, 1957, H. 4—6.

» vgl. Püschel, Aufgaben und Aufbau einer Zivilprozeß­
ordnung, im besonderen die Beziehungen des Zivilprozesses zu 
dem von ihm durchzusetzenden materiellen Recht und zur 
Gerichtsorganisation, NJ 1959 S. 127, 166; derselbe. Zur Über­
windung des bürgerlichen Rechtshorizonts im sozialistischen 
Zivilprozeß, Staat und Recht 1959, Nr. 3, S. 375; Krüger, Wissen­
schaftliche Beratung im Ministerium der Justiz über die Schaf­
fung eines neuen Zivilprozeßrechts, NJ 1959 S. 195.

9 vgl. Konstantinoff, a. a. O., Sp. 506.
10 vgl. Shiwkow, Über die schleunige Entwicklung der

Volkswirtschaft, die Hebung der materiellen und kulturellen

Auch in Ungarn gibt es noch keine gesellschaftlichen 
Gerichte für die Entscheidung von Zivilsachen. Die 
neuerdings in den größeren staatlichen Betrieben 
wieder zu wählenden Arbeitergerichte, die während der 
konterrevolutionären Ereignisse im Jahre 1956 aufge­
löst wurden, befassen sich vorerst mit der Aburteilung 
von Verstößen gegen die Arbeitsdisziplin und werden 
bei Verletzung der Regeln des sozialistischen Gemein­
schaftslebens innerhalb des Betriebes und zur Ahndung 
kleinerer Diebstähle von Volkseigentum oder persön­
lichem Eigentum tätig.11

Der Aufbau der Zivilprozeßordnungen
Die tschechoslowakische Zivilprozeßordnung weicht 

in ihrem Aufbau erheblich von dem des bulgarischen 
und dem des ungarischen Gesetzes ab. Diese Ab­
weichung erklärt sich daraus, daß im tschechoslowaki­
schen Recht der allgemeine vermögensrechtliche Zivil­
prozeß nur bedingt als Grundtyp des Zivilverfahrens 
aufgefaßt ist und deshalb in der Systematik des Ge­
setzes ebenso wie z. B. das Todeserklärungs- oder das 
Entmündigungsverfahren als besondere Verfahrensart 
erscheint. Daraus erklärt es sich, daß die Klage als be­
sondere Art des Antrags und die Stellung der Parteien 
im Prozeß als besondere Form der Verfahrensbeteili­
gung behandelt werden. Im bulgarischen und ungari­
schen Recht wird der kontradiktorische vermögensrecht­
liche Zivilprozeß wie im sowjetischen Recht als typische 
Form des Zivilverfahrens behandelt. Dementsprechend 
ähneln die Prozeßordnungen Bulgariens und Ungarns 
in ihrem Aufbau dem der sowjetischen.

Der allgemeine Teil der tschechoslowakischen Zivil­
prozeßordnung enthält neben den grundsätzlichen Be­
stimmungen und denen über das Gericht und die Ver­
fahrensbeteiligten die Regeln des erstinstanzlichen 
Verfahrens und der gerichtlichen Entscheidungen; er 
umfaßt ferner die Regelung des Rechtsmittelverfahrens 
und die der außerordentlichen Rechtsbehelfe (Wieder­
aufnahme und Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des 
Gesetzes) sowie die Vorschriften über die einstweiligen 
Verfügungen. Der zweite Teil, der auch die typischen 
Besonderheiten des kontradiktorischen Zivilprozesses 
normiert, befaßt sich mit der Darstellung der besonde­
ren Verfahrensarten (Ehesachen, Vormundschafts-, 
Pflegschafts- und Adoptionssachen, Vaterschaftssachen, 
Entmündigungs- und Todeserklärungsverfahren, Aufge­
botssachen, Hinterlegung, Mietsachen, Sozialversiche­
rungsstreitigkeiten und sonstige zivilrechtliche An­
gelegenheiten). Im letztgenannten Kapitel 'befinden sich 
die speziellen Vorschriften für das allgemeine kontra­
diktorische Verfahren, die Bestimmungen über das 
Ruhen des Verfahrens, die Streitgenossenschaft, die 
Nebenintervention, die Zulässigkeit von Feststellungs­
klagen, die Prozeßaufrechnung usw. und die Vorschrif­
ten für einige besondere Verfahrensarten, nämlich 
Teilungssachen, Grenzregulierungen, Wechsel-, S check- 
und Mahnverfahren. Im dritten Teil des Gesetzes ist 
die gerichtliche Zwangsvollstreckung geregelt. Der 
vierte Teil enthält Vorschriften des internationalen 
Zivilprozeßrechts. Der fünfte Teil regelt die Schieds­
gerichtsbarkeit.

Die bulgarische Zivilprozeßordnung gliedert sich in 
sechs Teile, den allgemeinen Teil, das Klageverfahren, 
in dem neben dem erstinstanzlichen Verfahren das 
Rechtsmittelverfahren und die Überprüfung und Auf­
hebung rechtskräftiger Urteile geregelt sind, die be­
sonderen Streitverfahren (Ehe-, Status- und Entmündi­
gungssachen, Erbschaftsteilungsverfahren, das Verfah­
ren auf Schutz und Wiederherstellung beeinträchtigten 
Besitzes, Verfahren auf Abschluß endgültiger Verträge, 
Klageverfahren über nicht anerkannte Finanzausgaben 
und Verfahren auf Anerkennung und Zulassung der 
Vollstreckung von Urteilen ausländischer Gerichte), das 
Kautionsverfahren (Sicherheitsleistung), das Voll­
streckungsverfahren und die Schutzverfahren (Verfah­
ren zur Tatsachenfeststellung, Todeserklärungs-, Nach­
laß-, Aufgebots- und Notariatsverfahren).

Das ungarische Gesetz enthält nach den allgemeinen 
Bestimmungen im zweiten Teil die Vorschriften über
Lage des Volkes und für die Umgestaltung der staatlichen und 
wirtschaftlichen Leitung, Referat ln der 3. öffentlichen Session 
der Volkskammer, Sofia 1959, S. 32 ff. 

li vgl. Notiz ln Estd Hirlap vom 24. Oktober 1958.
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